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Beschluss

In derZwangsvollstreckungssache

31303 Burgdorf

26586 Aurich
- Gläubigerin -.

- Schuldnerin-

hat das Amtsgericht Burgduf die Erinnerung der Schuldnerin vom 06 .01 .2006 durch die
Richterin am Amtsgericht JORN am 17.01 .2006 beschlossen:

Die Erinnerung der Schuldnerin wird verworfen .
Die Kostender Erinnerung trägt die Schuldnerin .

Die Gläubigerin vollstreckt gegen die Schuldnerin eine Forderung von 48,50 Euro nebst
Gebühren und Auslagen (gesamt 69,60 Euro . Der Vollstreckungsauftrag an die
Gerichtsvollzieherin datiert vom 01 .11 .2005 (Az. 1 . Die Schuldnerinhändigte .
der Gerichtsvollzieherin am 04.01 .2006 in ihrer Wohnung, die die Gerichtsvollzieherin mit
ihrem Einverständnis betreten hatte, Bargeld in Höhe von 69,60 Euro .aus ihrer Geldbörse,
welche sie auf Verlangen der Gerichtsvollzieherin vorzeigte, aus. Die Gerichtsvollzieherin
überwies den Forderungsbetrag am gleichen Tag an die Gläubigerin.

Mit der Erinnerung vom 06.01.2006 macht die Schuldnerin geltend, dass sie bereits die
eidesstattliche Versicherung abgegeben habe und lediglich Arbeitslosengeld 11 empfange,
dies gelte auch für ihren Mann, Das an die Gerichtsvollzieherin ausgehändigte Geld sei zum
Einkaufen bestimmt gewesen und werde von ihr benötigt.

Die Erinnerung ist unzulässig .
Es fehlt an einem Rechtsschutzbedürfnis der Schuldnerin, weil die Zwangsvollstreckung
durch die vollständige Befriedigung der Gläubigerin nebst Kosten bereits beendet ist.
Einwendungen gegen die Zwangsvollstreckung können bei Geldpfändungen nur bis zum
Eigentumserwerb .durch . die Gläubigerin erfolgen, der hier mit der Oberweisung des Geldes
durch die Gerichtsvollzieherin bereits am 05.01 .2006 erfolgte . Bei der . Durchführung der
Zwangsvollstreckungsmaßnahme wurden keine Einwände erhoben. Die Schuldnerin wendet
sich hier auch nicht gegen den Kostenansatz der Gerichtsvollzieherin, gegen den. die
Möglichkeit der Erinnerung auch nach Beendigung der Zwangsvollstreckungsmaßnahme
noch gegeben ist ( § 766 Abs. 2 ZPO) . Vielmehr wurden auch die Kosten der
Zwangsvollstreckung von der Schuldnerin bei Vornahme der Vollstreckungshandlung
beglichen,
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Eine nachträgliche Feststellung, ob bei der Zwangsvollstreckung richtig verfahren wurde
oder eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung unzulässig war, ist dem
Zwangsvollstreckungsrecht der Zivilprozeßordnung fremd ( vgl. OLGR Köln, Entscheidung .
des OLG Köln vom 08.05.2000), BI . 39).

	

DieErinnerung war daherzu verwerfen .

Richterin am Amtsgericht

sgefertigt -

Justizangestellte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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